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Ein weiterer Schritt in Richtung Entdemokratisierung

I. Eine Neuerzählung der  
Krise unter Umgehung  
demokratischer Verfahren
„Öffentliche Investitionen in soziale 
und ökologische Infrastruktur finan-
ziert durch eine Umverteilung des 
gesellschaftlichen Reichtums“, so 
lautet die Forderung kritischer Öko-
nomInnen1 zur Bearbeitung der Fol-
gen der größten Krise der Weltwirt-
schaft seit den 1930er Jahren. Eine 
Botschaft, die in Teilen sogar Ratin-
gagenturen, die einer kritischen Hal-
tung gegenüber dem Neoliberalis-
mus unverdächtig sind, erreicht hat. 
So bezeichnete Standard & Poors 
die Vereinbarungen des Euro-Gipfels 
vom 9. Dezember 2011 als einseitig 
und führte aus, dass ein Reformpro-
zess der sich allein auf fiskalische 
Sparmaßnahmen orientiere, unwirk-
sam sei. Stattdessen müsse die In-
landsnachfrage durch öffentliche In-
vestitionen angekurbelt werden.2 

Auch wenn die Ratingagenturen 
aufgrund ihrer Verflechtung in das 

finanzmarktgetriebene Akkumula-
tionsregime3 unter den Tisch fallen 
lassen, dass zur Finanzierung dieses 
Vorhabens eine tiefgreifende Umver-
teilung notwendig ist, die letztlich zu 
einer Reduktion des auf den Finanz-
märkten nach Anlage suchenden 
Kapitals führen würde, haben sie 
begriffen, was simultanes Sparen in 
Zeiten der Krise bedeutet: Einbruch 
der Nachfrage, Stagnation oder gar 
Rezession, die letztlich in einer Erhö-
hung der öffentlichen Verschuldung 
münden. 

Durch europaweite Schulden­
bremsen lässt sich die Krise 
nicht lösen n Im Gegensatz zum 
europäischen Institutionen-Gefüge, 
das hartnäckig daran arbeitet, die 
multiple Krise des neoliberalen Ka-
pitalismus4 als eine Staatsschulden- 
und Wettbewerbskrise zu reinter-
pretieren5, gestehen die Analysen 
der Ratingagenturen damit implizit 
ein, dass der Anstieg der öffentli-
chen Verschuldung das Ergebnis des 
Einbruchs der Weltwirtschaft und 
nicht umgekehrt die Krise die Folge 
der Staatschulden ist. Die Ableitung 
der Ratingagenturen könnte kaum 
eindeutiger sein: „Durch Schulden-
bremsen europaweit lässt sich dieses 
Problem nicht eindämmen“.6

Doch trotz dieser medial kaum kol-
portierten Einschätzung und der 
mittlerweile empirisch eindeutigen 
Evidenz, dass gerade jene Länder 
erneut in die Rezession geschlit-
tert sind, die in der Krise besonders 
energisch die öffentlichen Ausga-
ben – ganz im Sinne der „Economic 
Governance“ – reduziert haben7, ei-
nigten sich die europäischen Staats- 
und Regierungschefs (mit Ausnah-
me des Vereinigten Königreichs und 
Tschechiens) Ende Jänner auf den 
Text eines „Fiskalpaktes“, der zuge-

spitzt nichts anderes bedeutet als: 
„More of the same! – Lohnzurückhal-
tung, Deregulierung, Privatisierung 
und Austeritätspolitik.“ Da die Fort-
setzung  und Radikalisierung dieser 
neoliberalen „Integration“ Europas 
aber immer weniger auf den Konsens 
der Menschen in Europa stößt, lässt 
sie sich zunehmend nur mehr mit-
tels der Umgehung demokratischer 
Verfahren und der Durchbrechung 
rechtsstaatlicher Anforderungen be-
werkstelligen.

Der Fiskalpakt als Teil einer auto­
kratischen Bearbeitung der Krise 
n Mit dem Fiskalpakt, einem völker-
rechtlichen Vertrag außerhalb 
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des Europarechts, verpflichten sich 
die Vertragsparteien auf die Einfüh-
rung einer „europäischen Schulden-
bremse“ und auf eine einschneiden-
de Rückführung der Staatsschuld 
unabhängig von der konjunkturellen 
Entwicklung. Die materiellen Anfor-
derungen der Economic Governance, 
dem im November 2011 in Kraft ge-
tretenen „six-pack“ aus fünf Verord-
nungen und einer Richtlinie8, welches 
u.a. den Stabilitäts- und Wachstum-
spakt verschärft hat, werden noch 
einmal zugespitzt und durch interna-
tionales Recht „verewigt“. Indem der 
„Fiskalpakt“ im Wege eines völker-
rechtlichen Vertrages beschlossen 
wird, werden auch noch die ohne-
hin geringen demokratiepolitischen 
und rechtsstaatlichen Anforderungen 
des Europarechts unterlaufen. Auch 
aufgrund der stark verdichteten Ver-
handlungsführung und Beschlussfas-
sung blieb wenig Raum für öffent-
liche Auseinandersetzung: Am 9. 
Dezember 2011 erfolgte die Einigung 
auf die Erarbeitung eines Fiskalpak-
tes. Eine Woche später – am 16. De-
zember – lag der erste Entwurf vor. 
Am 31. Jänner 2012 akkordierten die 
Staats- und Regierungschefs jene 
Fassung, die am 2. März unterzeich-
net wurde.

Um die Einwände gegen den Fiskal-
pakt zu veranschaulichen, sollen in 
einem ersten Schritt die wesentli-
chen Eckpunkte des Vertrages nach-
gezeichnet werden (II.), um diese 
dann anschließend einer rechtlichen 
und demokratiepolitischen Kritik zu 
unterziehen (III.).

II. Austerity forever – der mate­
rielle Gehalt des Fiskalpaktes
Der materielle Kern des „Vertrages 
über Stabilität, Koordinierung und 
Steuerung in der Wirtschafts- und 
Währungsunion“, wie der Fiskalpakt 
offiziell bezeichnet wird, liegt in der 
Einführung einer europäischen Schul-
denbremse und eines automatischen 
Austeritätsmechanismus. Beide Ins-
trumente werden aber nicht nur auf 

völkerrechtlicher Ebene eingeführt, 
sondern sind den Bestimmungen des 
Vertrages zur Folge auch zwingend 
in den nationalen Rechtsordnungen 
zu verankern. Darüber hinaus ver-
pflichten sich die Vertragsparteien, 
deren Schuldenstand über 60% des 
Bruttoinlandsproduktes (BIP) liegt, 
zu einer einschneidenden jährlichen 
Reduktion ihrer Verschuldung.

Europäische Demokratiebremse? 
n Gemäß Art. 3 Abs. 1 lit. a des Pak-
tes führen die Vertragsparteien eine 
„europäische Schuldenbremse“ ein, 
in dem sie sich zu einem gesamt-
staatlichen Haushalt verpflichten, 
der entweder ausgeglichen ist oder 
einen Überschuss aufweist. Diese 
Vorschrift soll dann als erfüllt gel-
ten, wenn das Haushaltssaldo (das 
Defizit oder der Überschuss eines 
Jahresbudgets) nicht das länderspe-
zifische mittelfristige Haushaltsziel 
im Sinne des geänderten Stabili-
täts- und Wachstumspaktes verfehlt. 
Damit ist eine Verordnung (VO)9 im 
Rahmen der Economic Governance 
angesprochen, mittels der die haus-
haltspolitische Überwachung der 
Mitgliedstaaten verschärft wurde. In 
dieser VO wird festgehalten, dass sich  
„[j]eder Mitgliedstaat ein differen-
ziertes Haushaltsziel für seine Haus-
haltslage setzt“10. Dieses Budgetziel 
darf in der Folge nicht mehr über-
schritten werden. 
Der Fiskalpakt definiert nun aber ei-
nen engeren Korridor für das mittel-
fristige Haushaltsziel. Während das 
mittelfristige Haushaltsziel gemäß 
der strengen Vorschriften der Eco-
nomic Governance noch bis zur kon-
junkturbereinigten Grenze von -1% 
des BIP gesetzt werden kann11, darf 
es den Bestimmungen des Fiskal-

paktes zufolge nur noch „mit einer 
niedrigeren Grenze des strukturellen 
Defizits von 0,5 des Bruttoinlands-
produktes zu Marktpreisen“ festge-
legt werden.12 Allein Staaten deren 
Gesamtschuldenstand deutlich un-
ter 60% des BIP liegt, wird für das 
mittelfristige Haushaltsziel der etwas 
weitere Korridor eines strukturellen 
Defizits von höchstens -1,0% des 
BIP zugestanden.

Austeritätsmechanismus n Bei 
wesentlichen Abweichungen vom 
mittelfristigen Haushaltsziel, das 
nunmehr nur noch höchstens -0,5% 
des BIP betragen darf, oder bei 
Nichteinhaltung des entsprechenden 
Anpassungspfades, wird automatisch 
ein „Korrekturmechanismus“ ausge-
löst. Wie genau dieses Instrument 
der Austerität aussehen soll, bleibt 
weitgehend unbestimmt. Der Pakt 
hält nur fest, dass der Mechanismus 
die Verpflichtung der betreffenden 
Vertragspartei umfasst, „Maßnah-
men zu ergreifen, um die Abwei-
chungen innerhalb eines festgeleg-
ten Zeitraumes zu korrigieren.“13

Pflicht zur nationalstaatlichen 
Verankerung der neuen Instru­
mente n Diese neuen Instrumente 
der Austeritätspolitik werden aber 
nicht nur auf internationaler Maß-
stabsebene festgelegt, sondern müs-
sen spätestens ein Jahr nach dem 
Inkrafttreten des Vertrages auch in 
den nationalen Rechtsordnungen 
„durch verbindliche und dauerhafte 
– vorzugsweise verfassungsrecht-
liche – Bestimmungen“ verankert 
werden (Art. 3 Abs. 2). Obwohl die 
Vertragsparteien, wie bereits ausge-
führt, keinerlei Kriterien oder Rah-
menbedingungen für die Substanz 
des Austeritätsmechanismus festge-
legt haben, berufen sie die Europä-
ische Kommission, um eine nähere 
Ausgestaltung vorzunehmen. Das 
exekutive Organ der Europäischen 
Union soll dem Fiskalpakt zur Fol-
ge ein Passepartout entwickeln, das 
„insbesondere Art, Umfang und 
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Zeitrahmen“ der zu ergreifenden 
Korrekturmaßnahmen festlegt und 
welches durch die Vertragspartei-
en in ihr Rechtssystem übertragen 
werden muss. Die Ermächtigung der 
Kommission zur Entwicklung von 
Grundsätzen für den Austeritäts-
mechanismus geht so weit, dass sie 
auch die „Rolle und die Unabhängig-
keit der auf einzelstaatlicher Ebene 
für die Überwachung der Einhaltung 
der Vorschriften zuständigen Insti-
tutionen“ festlegen können soll. Die 
einzige begrenzende Bestimmung, 
welche sich im Fiskalpakt zur Aus-
gestaltung des Austeritätsmechanis-
mus findet, ist die Feststellung, dass 
der Mechanismus „die Haushaltsvor-
rechte der nationalen Parlamente“ 
uneingeschränkt zu achten hat (Art. 
3 Abs. 2). 

Verschärfte Regel zum Schul­
denabbau? n Nicht von der Um-
setzungspflicht in nationales Recht 
umfasst ist eine weitere Schulden-
regel, welche im Art. 4 des Fiskal-
paktes niedergelegt ist. Dieser hält 
unter Verweis auf die sogenannte 
korrektive Komponente14 der Econo-
mic Governance fest, dass jene Ver-
tragsparteien deren Schuldenstand 
60% des BIP übersteigt, verpflichtet 
sind, ihren Schuldenstand unabhän-
gig von der konjunkturellen Entwick-
lung solange durchschnittlich um ein 
Zwanzigstel jährlich zu reduzieren, 
bis sie den Grenzwert von 60 % un-
terschreiten. Im Gegensatz zu dieser 
Textierung hält der Art. 2 Abs. 1 a 
der angesprochenen Verordnung15 
der Economic Governance aber fest, 
dass nicht der Gesamtschuldenstand 
um ein Zwanzigstel jährlich abge-
baut werden muss, sondern „ledig-
lich“ die Differenz zum Grenzwert 
von 60 %.16

Verpflichtung zur Vorlage von 
Restrukturierungsprogrammen 
n Jene Vertragsparteien, die einem 
Verfahren aufgrund eines „über-
mäßigen Defizits“ gemäß der eu-
ropäischen Verträge unterworfen 

sind, verpflichten sich zusätzlich zu 
den schon bisher bestehenden Be-
stimmungen ein „Haushalts- und 
Wirtschaftspartnerprogramm“ vor-
zulegen, das „im Einzelnen die 
Strukturreformen“ beschreibt, „die 
zu einer wirksamen und dauerhaften 
Korrektur ihres übermäßigen Defi-
zits auf den Weg gebracht“ werden 
(Art. 5 Abs. 1). 

Der EuGH als Kontrollinstanz 
für Schuldenbremse und Aus­
teritätsmechanismus n Die 
Umsetzung der europäischen 
Schuldenbremse und des Austeri-
tätsmechanismus wird durch den 
Fiskalpakt einer strengen gericht-
lichen Kontrolle unterworfen. In 
Anlehnung an das Vertragsverlet-
zungsverfahren des Europarechts 
beleiht der Art. 8 Abs. 1 die Kommis-
sion mit der Aufgabe, zu überprüfen, 
ob die Vertragsparteien die europäi-
sche Schuldenbremse und den Aus-
teritätsmechanismus (Art. 3 Abs. 2) 

ordnungsgemäß in nationales Recht 
umgesetzt haben. Kommt die Kom-
mission zu dem Ergebnis, dass ein 
Verstoß gegen diese Verpflichtung 
vorliegt, „rufen eine oder mehrere 
Vertragsparteien den Gerichtshof 
der Europäischen Union an.“ Eine 
Vertragspartei kann aber auch unab-
hängig vom Bericht der Kommission 
Klage erheben, wenn sie der Ansicht 
ist, dass ein Verstoß vorliegt. In bei-
den Fällen ist das Urteil für die be-
troffene Verfahrenspartei jedenfalls 
verbindlich und sie muss innerhalb 
der durch das Gericht gesetzten 
Frist die erforderlichen Maßnahmen 
treffen, um dem Urteil nachzukom-
men. Kommt die Partei dem Urteil 

nicht nach, wird der EuGH durch 
den Fiskalpakt sogar berechtigt, die 
Zahlung eines Zwangsgeldes in der 
Höhe von bis zu 0,1% des BIP zu 
verhängen (Art. 8 Abs. 2).

Inkrafttreten des Fiskalpaktes n 
Nach seiner Unterzeichnung muss 
der Vertrag durch die Vertragspar-
teien gemäß ihrer verfassungsrecht-
lichen Vorschriften ratifiziert wer-
den. Allerdings – und hierin liegt ein 
wesentlicher Unterschied zu einer 
Vertragsänderung im Rahmen der 
europäischen Verträge – tritt der 
Vertrag schon nach der Ratifizierung 
von nur zwölf Vertragsparteien, de-
ren Währung der Euro ist, in Kraft. 
Der Vertrag gilt ab Inkrafttreten zwi-
schen den Parteien, die ihn ratifiziert 
haben (Art. 14).

III. Rechtliche Bewertung  
und demokratiepolitische Kritik 
des Vertrages
Die zentralen Elemente des Fiskal-
paktes, insbesondere die Anforde-
rung, dass die Mitgliedstaaten, eine 
europäischen Schuldenbremse im 
nationalstaatlichen Recht einführen 
und mit einem Austeritätsmecha-
nismus versehen müssen, der auto-
matisch ausgelöst wird und dessen 
nähere Ausgestaltung allein der eu-
ropäischen Exekutive anheimgestellt 
wird, finden keinerlei Grundlage in 
den europäischen Verträgen (ins-
besondere auch nicht in den ein-
schlägigen Kompetenzgrundlagen: 
Art. 121, 126 und 136 AEUV).17 Für 
ihre Einführung wäre daher eigent-
lich ein ordentliches Vertragsände-
rungsverfahren nach Art. 48 EUV 
notwendig gewesen. Dieses Verfah-
ren, das festlegt, wie die „europäi-
sche Verfassung“ weiterentwickelt 
werden kann, enthält aufgrund der 
Konventmethode formale Garantien, 
die sicherstellen, dass eine entspre-
chende Beratung und Änderung nur 
unter Teilnahme und Zustimmung 
der nationalen Parlamente und des 
Europäischen Parlaments stattfin-
den.
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Umgehung der europäischen Ver­
fassung n Dass die Staats- und Re-
gierungschefs mit der Begründung, 
im Kreise des Europäischen Rates 
hätte sich kein Konsens für eine Än-
derung der Verträge gefunden, die 
Flucht aus dem Europarecht antre-
ten, ist aus rechtsstaatlicher Pers-
pektive äußert problematisch. Mit 
dem Vertrag von Maastricht (1992) 
sind wesentliche ökonomische Po-
litikfelder auf die europäische Maß-
stabsebene verlagert worden. Diese 
Verlagerung fand aber unter der Be-
dingung statt, dass die Europäische 
Union über eine – wenn auch im Ver-
gleich zur nationalstaatlichen Ebene 
schwächer ausgeprägte – demokrati-
sche Kontrolle verfügt, die insbeson-
dere dem Europäischen Parlament 
zufällt. Darüber hinaus werden die 
Gewaltenteilung, die Beachtung der 
Grundrechte, die Einhaltung rechtli-
cher Verfahren und die Kompetenz
ordnung durch eine unabhängige 
Gerichtsbarkeit kontrolliert. Unter 
diesen Rahmenbedingungen haben 
die durch das Vertragsänderungs-
verfahren berufenen Akteure (ins-
besondere auch die Bevölkerungen 
der Mitgliedstaaten) sich dazu ent-
schieden, einen durch den heutigen 
Titel VIII des AEUV (Wirtschafts- und 
Währungspolitik) genau festgelegten 
Bereich bisher nationalstaatlicher Po-
litikfelder zu europäisieren. Die Kon-
trolle über einen Ausbau oder eine 
Abänderung dieses Aufgabengebie-
tes behielten sie sich insofern vor, da 
diese nur durch die in der „europäi-
schen Verfassung“ festgelegten Ver-
fahren vorgenommen werden darf.

Schwächung demokratischer 
Terrains n Mit der Entscheidung der 
Staats- und Regierungschefs, den 
Fiskalpakt im Wege eines völker-
rechtlichen Vertrages zu beschließen, 
werden daher auch noch die ohnehin 
zu gering ausgebildeten demokrati-
schen und rechtlichen Sicherungs-
garantien des Europarechts umgan-
gen. Der Umstand, dass schon beim 
Beschluss der Economic Governance 
eine eigentlich nötige Vertragsände-
rung vermieden wurde und zentrale 
Teile ohne entsprechende Rechts-
grundlage erlassen wurden, legt den 
Schluss nahe, dass die herrschende 
Bearbeitung der Krise nur durch die 
Durchbrechung formaler Demokratie 
bewerkstelligt werden kann. In dem 
Moment, wo die neoliberale Integra-
tionsweise zunehmend ihren Konsens 
in der Bevölkerung verliert, werden 
gerade jene Terrains überspielt, auf 
denen demokratische Kontrolle, die 
Interessen der ArbeitnehmerInnen 
und Forderungen der europäischen 
Bevölkerungen, den größten Wider-
hall finden.

Austerität durch völkerrechtli­
chen Vertrag leichter durchsetz­
bar n Für diese Annahme finden sich 
auch Anhaltspunkte, wenn man die 
Verfahren zur Ratifikation einer Än-
derung der europäischen Verträge 
mit jener eines völkerrechtlichen 
Vertrages vergleicht. Zwar legen 
sowohl der Art. 48 AEUV (ordentli-
ches Änderungsverfahren der euro-
päischen Verträge) als auch der Art. 
14 Abs. 1 des Fiskalpaktes fest, dass 
der Vertrag erst in Kraft tritt, wenn 
er durch die Mitgliedstaaten bzw Ver-
tragsparteien gemäß „ihrer verfas-
sungsrechtlichen Vorschriften ratifi-
ziert“ worden ist, doch stellen genau 
jene Vorschriften der Mitgliedstaaten 
oft unterschiedliche Anforderungen 
je nachdem, ob es sich um völker-
rechtliche oder europäische Verträge 
handelt. So gewährt der Art. 23 e der 
österreichischen Bundesverfassung 

allein für Vorhaben im Rahmen der 
Europäischen Union ein umfassen-
des Informationsrecht (Abs. 1) des 
Nationalrats und die Möglichkeit das 
zuständige Mitglied der Bundesregie-
rung durch eine Stellungnahme zu 
binden (Abs. 2). Und aufgrund einer 
Entscheidung des irischen Supreme 
Courts18 sind alle „Änderungen der 
Europäischen Verträge“ nur durch 
ein Verfassungsgesetz möglich, das 
einem zwingenden Referendum zu 
unterziehen ist; eine Feststellung 
die völkerrechtliche Verträge nicht 
mitumfasst. Ähnlich gestalten sich 
die verfassungsrechtlichen Bestim-
mungen anderer Mitgliedstaaten. In 
diesem Kontext überrascht es daher 
kaum, dass Vertreter der konserva-
tiven irischen Regierungspartei Fine 
Gael, schon einen Tag nach der Ver-
öffentlichung des ersten Entwurfes 
zum Fiskalpakt, angeben konnten, 
dass zur Ratifizierung des Fiskalpak-
tes kein Referendum nötig sei – eine 
Meinung die später durch Rechtswis-
senschafterInnen aufgrund des Um-
gehungscharakters des Fiskalpaktes 
in Frage gestellt wurde.19  

Divide et impere! n Allerdings ist 
in der Ratifikationsphase nicht mit 
einer transnationalen Debatte da-
rüber zu rechnen, ob Europa ein 
mehr an Verrechtlichung neolibera-
ler Wirtschaftspolitik braucht oder 
nicht, denn der Fiskalpakt folgt ei-
ner Strategie die ganz auf „teile und 
herrsche“. hinausläuft. Entgegen 
den Bestimmungen für eine Än-
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derung der europäischen Verträge 
muss der Fiskalpakt nämlich nicht 
von „allen Mitgliedstaaten“ (Art. 
48 Abs. 4 AEUV) ratifiziert worden 
sein, um in Kraft zu treten, vielmehr 
ist schon die Ratifikation von zwölf 
Vertragsparteien (Art. 14 Abs. 2) 
ausreichend. Meldungen20, dass das 
Inkrafttreten des Fiskalpaktes durch 
einen Machtwechsel in Frankreich 
– der sozialdemokratische Präsi-
dentschaftskandidat Hollande hatte 
angekündigt den Fiskalvertrag nicht 
ratifizieren und allenfalls nachver-
handeln zu wollen – „automatisch“ 
blockiert werden könnte, sind da-
her überzogen. Darüber hinaus ist 
in den Fiskalpakt ein „Anreiz“ ein-
gebaut, der seine Umsetzung auch 
gegen eine demokratische Mehrheit 
wahrscheinlicher macht: Seine Rati-
fizierung und Einhaltung ist Voraus-
setzung, um Geld aus dem Europäi-
schen Rettungsschirm zu erhalten.21

Austeritätsmechanismus als 
Trojaner wider die Demokratie? 
n Gerade in der Umsetzung des 
Austeritätsmechanismus liegt ein 
weiteres Moment des Fiskalpaktes, 
welches sich als trojanisches Pferd 
für die rechtlichen Schützengräben 
formaler Demokratie herausstellen 
könnte. Denn aufgrund der Tatsa-
che, dass der „Korrekturmecha-
nismus“ im Fiskalpakt weitgehend 
unbestimmt bleibt, wird eine weite 
Bandbreite von Austeritätsmecha-
nismen möglich. Die Textierung 
„automatisch ausgelöster Korrektur-
mechanismus“ spricht für eingriffs-
intensive Instrumente, die bis hin 
zur automatischen Reduzierung von 
öffentlichen Ausgaben, der entspre-
chenden Erhöhung von indirekten 
Steuern oder zur Einrichtung eines 
bevorzugten Sonderkontos für Zin-
sen und Kredit-Tilgungen nach grie-
chischem Muster reichen könnten.22 

Die demokratische Kontrolle über 
den Austeritätsmechanismus ver-
lieren die Parlamente jedenfalls ab 

Ratifikation des Fiskalpaktes, denn 
de jure ist allein die Kommission zu 
seiner Ausgestaltung berufen. 

Verselbständigte Exekutive 
durch Beleihung? n Der Fiskalpakt 
beleiht die Europäische Kommission 
und den EuGH an mehreren Stellen 
des Fiskalpaktes umfassend mit Ho-
heitsrechten. Dies ist zunächst aus 
einem unionsrechtlichen Blickwinkel 
problematisch. Denn die Verträge 
sehen allein die Heranziehung des 
EuGH zur Schlichtung von Streitig-
keiten zwischen Mitgliedstaaten vor 
(Art. 273 AEUV). Eine entsprechen-
de Beleihung der Kommission kennt 
das Unionsrecht nicht. Schwerer 
noch als diese europarechtlichen Be-
denken wiegen aber rechtsstaatliche 
und demokratiepolitische Erwägun-
gen: Im Haus des Fiskalpaktes ist 
die Kommission nichts anderes als 
eine mächtige, mit umfangreichen 
Ressourcen ausgestattete Exekuti-
ve, die jegliche demokratische und 
judikative Kontrolle abstreift, der sie 
auf dem Terrain des Europarechts 
unterworfen ist. 

Abschluss des Fiskalpaktes eu­
roparechtswidrig? n Die voranste-
henden Überlegungen kulminieren 
darin, dass die Vertragsparteien mit 
dem Fiskalpakt gegen Unionsrecht 
verstoßen. Denn die Mitgliedstaa-
ten sind verpflichtet, alle Maßnah-
men, welche die Verwirklichung der 
Ziele der Union gefährden könnten, 
zu unterlassen (Loyalitätspflicht ge-
mäß Art. 4 Abs. 2 EUV). Dass die 

Umgehung des Änderungsverfah-
rens der europäischen Verfassung 
und der Beschluss von Inhalten, 
die mit dem Europarecht unverein-
bar sind, gegen den Art. 4 Abs. 2 
EUV verstoßen, liegt auf der Hand. 
Doch einmal mehr könnte sich das 
Sprichwort „Wo kein Kläger, da kein 
Richter“ bestätigen. Dafür sprechen 
zum einen die Kräfteverhältnisse im 
europäischen Institutionengefüge, 
welches die nationalstaatlichen Re-
gierungen umfasst und in dem der 
Konsens für die neoliberale Integra-
tionsweise der EU ungebrochen zu 
sein scheint. Zum anderen berufen 
die einschlägigen Tatbestände (Ver-
tragsverletzungsverfahren) allein 
die Mitgliedstaaten und die Kom-
mission zur Erhebung einer Klage 
(Art. 258 und 259 AEUV). Den durch 
den Fiskalpakt wesentlich in ihrer 
Autonomie geschwächten Foren23, 
die nationalen Legislativen und das 
europäische Parlament, kommt kein 
Klagerecht zu.

Regeln, die ewig gelten? n Kri-
tische Stimmen hatten schon die 
Economic Governance zugespitzt 
mit den Worten „austerity forever“ 
zusammengefasst.24 Provokant soll-
te damit festgehalten werden, dass 
eine Immunisierung neoliberaler 
Wirtschaftspolitiken durch ihre Ver-
rechtlichung bedenklich ist. Denn 
die durch Sekundärrecht beschlos-
sene Verschärfung des Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes kann nur 
durch die Initiative der Kommissi-
on und eine qualifizierte Mehrheit 
im Rat abgeändert werden. Doch 
der Fiskalpakt könnte diese Verstei-
nerungswirkung weit übertreffen. 
Denn gewöhnlich enthalten völker-
rechtliche Verträge besondere Be-
stimmungen, welche die Beendigung 
des Vertrags betreffen.25 Genau dies 
ist beim Fiskalpakt nicht der Fall: An 
keiner Stelle finden sich Bestimmun-
gen, wie der Vertrag gekündigt oder 
beendet werden kann. 

»

Ein weiterer Schritt in Richtung Entdemokratisierung

Mit dem Fiskalpakt 
droht eine verselbst-
ständigte Exekutive  

zu entstehen, welche 
nicht der Kontrolle  
des europäischen  

Parlamentes und der ge-
richtlichen Überprüfung  

unterworfen ist. 

»

»
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Daher muss zur Frage der Beendi-
gung auf die Wiener Vertragsrechts-
konvention (WVK) zurückgegriffen 
werden, deren Art. 56 Abs. 1 prin-
zipiell festhält, dass ein Vertrag, der 
keine Bestimmung über seine Be-
endigung enthält, auch nicht durch 
Kündigung beendet werden kann. 
Unter diesen Bedingungen löst eine 
einseitige Beendigung eine völker-
gewohnheitsrechtliche Staatenver-
antwortlichkeit (Weiterwirken der 
Vertragspflichten, „Haftung“ und 
Erlaubnis zu Gegenmaßnahmen der 
anderen Parteien) aus. Diese kommt 
nur dann nicht zur Anwendung, wenn 
das Recht auf Kündigung sich „aus 
der Natur dieses Vertrages herleiten 
lässt“ (Art. 56 Abs. 1 lit. b). Da diese 

Formulierung äußert unpräzise ist, 
führt sie regelmäßig zu Streitigkeiten 
zwischen den Vertragsparteien – ins-
besondere deshalb, weil ihre Bedeu-
tung selbst unter Völkerrechtswis-
senschafterInnen strittig ist.26 Es 
ist daher wahrscheinlich, dass eine 
Kündigung des Fiskalpaktes zumin-
dest einen langwierigen internatio-
nalen Rechtsstreit nach sich ziehen 
könnte. Fest steht jedenfalls, dass 
aufgrund des Fehlens entsprechen-
der Bestimmungen eine reibungs-
lose Beendigung des Fiskalpaktes 
allein durch das Einvernehmen aller 
Vertragsparteien zu erzielen wäre.27 

Die Formulierung „austerity forever“ 
verliert vor diesem Hintergrund na-

hezu jede provokante Konnotation. 
Eine ähnliche Einschätzung, wenn 
auch mit anderer Motivation, dürfte 
auch die Führungsfigur des neolibe-
ralen europäischen Institutionenge-
füges, die deutsche Bundeskanzle-
rin Angela Merkel, teilen: „[E]s geht 
darum, dass die Schuldenbremsen 
dauerhaft in die Rechtsordnungen 
eingefügt werden, dass sie bindend 
und ewig gelten!"28

Lukas Oberndorfer n AK-Wien

lukas.oberndorfer@akwien.at
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Editorial

Liebe Leserin! Lie
ber Le

ser!

Vor Ih
nen liegt doppelt Neues. 

 Durch professio
nelles La

yout 

ersch
einen wir in

 neuem Gewand. 

Auch inhaltlich
 haben wir uns 

bemüht, die internationalen Brenn-

punkte durch neue Formate besser 

zu fokussie
ren: La

ngbeiträge als 

Raum für grundlegende Analysen. 

Damit st
arten Markus Marterbauer 

und Lukas Oberndorfer. Erste
rer 

zeigt auf, dass s
imultanes Kon-

solidieren die EU in den nächsten 

Abschwung führen könnte. Zweiterer 

setzt s
ich mit dem Monti-B

erich
t – 

dem Versuch eines neuen Konsenses 

für eine angebotseitige Binnen-

marktpolitik – auseinander. Produk-

tion von Konsens und Disse
ns darin 

spielen Bücher eine wichtige Rolle. 

Daher eröffnen wir m
it zw

ei Rezensi-

onen eine neue Rubrik: Die Buchbe-

sprechung. Die bekannten Stärken 

unserer Zeitsch
rift b

leiben erhal-

ten: aktuelle Themen informativ & 

prägnant aufbereitet. D
as ze

igen 

Elisabeth Beer, N
orbert Templ, Ir

is 

Strutzm
ann, Walter Sauer & Susan 

Leather mit ih
ren Beiträgen zu  

Investiti
onssch

utzabkommen, 

Wachstumshindernisse
n, Handels-

politik (EU – Kanada) und HIV/Aids. 

Ebenso setzt C
laudia Schürz u

nseren 

China-Schwerpunkt fort. D
iesmal: 

WanderarbeiterInnen.

 

Ihr AK Redaktionsteam
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e Notfallmaßnahmen das  

Banken system, die Konjunktur und den Markt für Staatssc
huld-

versch
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ren, jedoch sin

d die grundlegenden  

Probleme nicht bewältigt. 
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An einer entscheidenden 

Weggabelung

Die weitere Konjunkturentwicklung 

hängt davon ab, ob die von Asien 

ausgehenden Auftrie
bskräfte oder 

die Dämpfung durch die sim
ultane 

Budgetkonsolidierung in der EU stä
r-

ker wirken. Die Bewältigung der ho-

hen Staatssc
hulden bleibt ein zent-

rales Thema, für dessen Bewältigung 

unkonventionelle Ansätze notwendig 

sind.
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Stabilisierung ■ Die wirtsc
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■ Die Krise

 ging zunächst in den 

Jahren 2007 und 2008 von den 

Finanzmärkten und Banken aus, 

das weltweite Finanzsystem ge-

riet mehrmals an den Rand des 

Zusammenbruchs.

■ Dadurch wurde von Mitte 2008 

bis M
itte 2009 ein tiefer Einbruch 

der Realwirtsc
haft a
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as 

Bruttoinlandsprodukt ging 2009 

real um 4,2% zurück, die saison-

bereinigte Zahl der Arbeitslo
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ai 2010 von 16 Mio auf 
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an Steu-

ereinnahmen und der zusätzli-
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 ab dem Frühjahr 2010 eine 
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huldenkrise

.

Die EU-Politik
 hat die Krise

nzeichen 

in allen drei Stadien spät erkannt, 

sie hat – bedingt durch langwierige 

Entsch
eidungsprozesse, vor allem 

aber geprägt durch ein neoliberales 

Weltbild, das den Märkten Effizienz 

zusprich
t und sta

atlich
e Eingriffe

 für 

falsch
 hält – mit Zögern und Zaudern 

reagiert. D
ennoch ist 

es sc
hließlich 

in jedem Stadium der Krise
 gelun-

gen, durch Notfallmaßnahmen eine 

Stabilisie
rung zu erreichen:
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■ Die Krise ging zunächst in den 

Jahren 2007 und 2008 von den 

Finanzmärkten und Banken aus, 

das weltweite Finanzsystem ge-

riet mehrmals an den Rand des 

Zusammenbruchs.

■ Dadurch wurde von Mitte 2008 

bis Mitte 2009 ein tiefer Einbruch 

der Realwirtschaft ausgelöst. Das 
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real um 4,2% zurück, die saison-

bereinigte Zahl der Arbeitslosen 

stieg vom Tiefstand im Frühjahr 

2008 bis Mai 2010 von 16 Mio auf 
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■ Als Folge des durch den finanz- 
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entstandenen Ausfalls an Steu-

ereinnahmen und der zusätzli-

chen Staatsausgaben entwickelte 

sich ab dem Frühjahr 2010 eine 

Staatsschuldenkrise.

Die EU-Politik hat die Krisenzeichen 

in allen drei Stadien spät erkannt, 

sie hat – bedingt durch langwierige 

Entscheidungsprozesse, vor allem 

aber geprägt durch ein neoliberales 

Weltbild, das den Märkten Effizienz 

zuspricht und staatliche Eingriffe für 

falsch hält – mit Zögern und Zaudern 

reagiert. Dennoch ist es schließlich 

in jedem Stadium der Krise gelun-

gen, durch Notfallmaßnahmen eine 

Stabilisierung zu erreichen:
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Seit Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise ist es  
der EU gelungen, durch pragmatische Notfallmaßnahmen das  
Banken system, die Konjunktur und den Markt für Staatsschuld-
verschreibungen zu stabilisieren, jedoch sind die grundlegenden  
Probleme nicht bewältigt. 
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die Dämpfung durch die simultane 
Budgetkonsolidierung in der EU stär-
ker wirken. Die Bewältigung der ho-
hen Staatsschulden bleibt ein zent-
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in allen drei Stadien spät erkannt, 
sie hat – bedingt durch langwierige 
Entscheidungsprozesse, vor allem 
aber geprägt durch ein neoliberales 
Weltbild, das den Märkten Effizienz 
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reagiert. Dennoch ist es schließlich 
in jedem Stadium der Krise gelun-
gen, durch Notfallmaßnahmen eine 
Stabilisierung zu erreichen:
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